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Teil I: Lehren aus dem halbjährigen Streik bei Gate Gourmet, Düsseldorf

Der Streik beim Flug-Caterer „Gate Gourmet“ in Düsseldorf ist schon einige Monate vorbei, und 
verloren haben sie eigentlich auch noch. Trotzdem hat uns dieser Streik fasziniert. Kein Wunder, 
denn ein halbes Jahr Streik ist in diesem Land was besonderes. Die Publikation des Buches „Sechs 
Monate Streik bei Gate Gourmet“ hat uns bewogen, uns noch mal mit dem Streik zu beschäftigen 
und zu überlegen, warum er – verloren oder nicht – nach wie vor spannend für uns ist.

Warum der Streik allgemein 
spannend war, liegt auf der 
Hand. In Kürze noch mal: Zum 
einen war es die außergewöhn-
liche Länge des Streiks, die ihn 
zu etwas besonderem machte. 
Zweitens war es spannend, 
wer da streikte, nämlich zu 
einem Großteil Menschen mit 
migrantischem Hintergrund und 
viele Frauen. Drittens war auch 
der Gegner interessant: Der 
Besitzer von Gate Gourmet ist 
die Texas Pacific Group (TPG), 
die sprichwörtliche „Heuschre-
cke“, deren Fokus nicht auf der 
Arbeitswelt liegt, sondern allein 
in Investition und Verkauf. Das 
macht die TPG nicht schlechter 
oder besser als jede andere 
kapitalistische Unternehmung, 
bedeutet aber einen Wandel 
der Kampfmethoden, denn 
die Interessen der TPG mögen 
genau dieselben sein wie die 
des Bäckers von nebenan, ihre 
Methoden sind ganz andere. 
Und viertens war der Streik 
aufgrund seines globalen Kon-
textes so spannend, er stand im 
Zusammenhang mit dem Streik 
bei Gate Gourmet in London/
Heathrow.

Über diese Aspekte lassen sich 
viele theoretische Überlegun-
gen anstellen, über die Zukunft 
von ArbeiterInnen-macht, Soli-
darität, allgemein: Möglichkei-
ten im Klassenkampf. Viel zu 

lernen ist aber auch einfach aus 
der alltäglichen Streikpraxis.

Die Streikenden haben heraus-
gestellt, daß der Streik in Düs-
seldorf auf drei Säulen stand: 
Der Gewerkschaft (gemeint 
ist die NGG [Gewerkschaft 
Nahrung-Genuß-Gaststätten] 
im DGB), den außerparlamen-
tarischen Unter-stützerInnen 
und der Selbst-organisation im 
Betrieb. 

Die Stellung zu den 
Gewerkschaften

Der DGB und seine Einzel-
gewerkschaften haben Kritik 
verdient, sowohl allgemein 
wie auch in vorliegendem Fall, 
keine Frage. Allgemein können 
wir dem DGB vorwerfen, eine 
halbstaatliche Institution zu 
sein, deren Macht nicht auf der 
Stärke seiner Mitglieder im kon-
kreten Betrieb beruht, sondern 
auf Kontakten, Medienmacht 
und Geld, das die Organisation 
einfach hat. Die DGB-Gewerk-
schaften sind gezwung-en, 
entsprechend zu handeln: Ihre 
Partner in der Politik nicht zu 
verschrecken – und das heißt 
im Prinzip, für den Wirtschafts-
standort Deutschland einzu-
treten und im Namen dieses 
Standorts auch Kompromisse 
einzugehen, die den Mitglie-

dern oder dem Proletariat im 
allgemeinen nicht schmecken 
-; zweitens dürfen die Medien 
nicht verschreckt werden, die 
berichten sowieso schon über 
Gewerkschaften wie über Di-
nosaurier, die alles nieder-tram-
peln; und drittens reicht selbst 
das Geld des DGB bzw. seiner 
Einzelgewerkschaften nicht 
ewig: Ein halbjähriger Streik tut 
nicht nur im Portemonnaie der 
Kapitalisten weh, sondern auch 
im eigenen.
Aufgrund des juristischen 
Status der DGB-Gewerkschaf-
ten sind diese natürlich auch 
vorsichtig, was illegale Akti-
onen betrifft. Blockaden und 
Aktionen gegen Streikbrecher, 
wie es sie bei Gate Gourmet 
in Düsseldorf gab, kann eine 
DGB-Gewerkschaft offiziell 
nicht unterstützen, denn sonst 
verliert sie die Legitimation ihrer 
Verhandlungsbasis.
Das lässt uns natürlich fragen, 
ob die Streiks in der BRD nicht 
nur alberne Scheingefechte 
sind, zumal sie sich in der Tat 
heutzutage zum großen Teil als 
Rückzugsgefechte darstellen: 
Andererseits: Streiks werden 
immer noch demokratisch 
von der Belegschaft eines Be-
triebs beschlossen und eine 
Organisation, die jenseits von 
eigenen Interessen eine solche 
Entscheidung unter-stützt, ist 
notwendiger denn je. Ganz 

platt: Eine starke Organisation 
ist notwendig. Ärgerlich ist al-
lerdings, daß die Funktionäre 
dieser konkreten Organisation 
ganz undemokratisch beschlie-
ßen können, wann der Streik 
beendet wird – so steht es in 
den Satzungen der Einzelge-
werkschaften.
Ähnliches wie für die DGB-
Gewerkschaften gilt auch für 
Betriebsräte und Tarifverträge. 
Ein Betriebsrat ist dem Betrieb, 
und damit den Arbeitgebern, 
ebenso verpflichtet wie der 
DGB dem Wirtschaftsstandort 
Deutschland. Die Erfahrung 
lehrt, daß eine gute Rechts-
schutzversicherung und ein 
guter Anwalt für den/die ein-
zelneN ArbeitnehmerIn oftmals 
mehr herausholen kann als ein 
Betriebsrat, denn dem Anwalt 
ist der Betrieb erst mal egal, 
er muß keine Rücksicht auf 
die ökonomische Lage des 
Betriebs nehmen und lässt sich 
nicht von den Chefen um den 
Finger wickeln. Und ein Tarif-
vertrag garantiert zwar einiges 
an Sicherheit, zwingt aber auch 
zur sogenannten „Friedens-
pflicht“, Lohnerhöhungen u.ä. 
sind während der Tariflaufzeit 
nicht drin.

Die ArbeiterInnen von Gate 
Gourmet Düsseldorf haben 
uns aber gezeigt, wie sich ein 
Betriebsrat nutzen lässt, wenn 
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er den notwendigen Kontakt 
zur Basis hat: Zugunsten eines 
kämpferischen neuen Betriebs-
rates wurde dem arbeitgeber-
freundlichen alten Betriebsrat 
ein Misstrauens-votum ausge-
sprochen, der neue Betriebsrat 
wagte die Gänge in den Betrieb, 
sprach über die Probleme der 
ArbeiterInnen und fühlte sich 
nur diesen verpflichtet. Ein Rat 
ist erst mal grundsätzlich eine 
gute Idee, es kommt eben dar-
auf an, wie man diese ausführt.

Auch im Fall von Gate Gourmet 
war der Streik erst mal ein üb-
licher im Rahmen des institu-
tionalisierten und gesetzlichen 
Arbeitskampfes, vorerst für 4,5 
Prozent mehr Lohn, zweitens 
aber auch für einen Mantel-
tarifvertrag (MTV), nachdem 
bekannt wurde, daß Gate Gour-
met den alten MTV gar nicht 
unterschrieben hatte. Das war 
aber nur der formale Auslöser, 
es ging in der Tat um etwas 
anderes: Um die Aufrechterhal-
tung der Menschenwürde, die 
bei Gate Gourmet durch neue 
Geschäftsprak-tiken bzw. Ar-
beitsverdichtung akut gefährdet 
war und ist.

Die NGG als zuständige Ge-
werkschaft hat mehrfach ver-
sucht, den sechsmonatigen 
Streik zu beenden und durch 
alternative Protestformen zu 
ersetzen. Die ArbeiterInnen von 
Gate Gourmet haben, in der 
Befürchtung, daß der Protest 
auf diese Weise versanden wür-
de, diese Vorschläge abgelehnt. 
Letzten Endes hat die NGG sich 
korrekt verhalten, indem sie auf 
die Wünsche der ArbeiterInnen 
eingegangen ist – das ging 
aber nicht ohne sanften, aber 
massiven Druck. Die Arbeite-
rInnen haben die Organisation 
des Streiks in die eigene Hand 
genommen und damit die NGG 
entlastet, aber auch entmün-
digt. So waren sie z.B. selber 
für die Pressekontakte verant-
wortlich und setzten die NGG 
moralisch unter Druck: Denn 
wie steht eine Gewerkschaft in 
der Öffentlichkeit da, wenn sie 
von sich aus ohne Ergebnis ei-
nen Arbeitskampf abbricht?
Ähnlich zwiespältig ist das 
Verhältnis der NGG zu den 
auße r-pa r l amen ta r i schen 
UnterstützerInnen zu werten: 
Einerseits sah die NGG ihre 

Felle wegschwimmen, also 
ihren Einfluß auf die Streiken-
den schwinden, außerdem be-
fürchtete sie illegale Aktionen, 
für die sie von Gate Gourmet 
verantwortlich gemacht werden 
könnte. Andererseits sah sie 
sich auch durch diese Grup-
pe entlastet und konnte sich 
glücklich schätzen, von außen 
mit Öffentlichkeitsarbeit und 
Aktionen, die sie sowohl auf-
grund fehlender Personalstärke 
wie auch aufgrund ihres institu-
tionellen Status und der daraus 
folgenden rechtlichen Situation 
nicht leisten konnte.

Die ArbeiterInnen von Gate 
Gourmet haben uns mit ihrem 
Streik also gezeigt: Institutiona-
lisierte Kämpfe und Organisati-
onen sind durchaus nutzbar für 
Zwecke, die über den formalen 
Arbeitskampf hinausgehen, 
können aber nicht alles sein. 
Gewerkschaft und Betriebsrat 
sind dann zu was Nutze, wenn 
sie unter der Kontrolle der Ar-
beiterInnen stehen – das gilt für 
reformistische Gewerkschaften 
genauso wie für revolutionäre.
Das setzt aber eine eigene Or-
ganisierung und einen eigenen 
kollektiven Willen voraus.

Die Basis

Der Streik bei Gate Gourmet 
hätte wohl kaum ein halbes 
Jahr gedauert, wenn nicht zum 
einen die Situation so unerträg-
lich geworden wäre (viele der 
Streikenden haben die Firma 
nach dem Streik verlassen, weil 
sie sich nicht mehr vorstellen 
konnten, dort noch zu arbeiten) 
und die Streikbereitschaft nicht 
von langer Hand vorbereitet 
worden wäre.
„Vorbereitet“ heißt dabei kei-
neswegs, daß eine Avantgarde 
oder ein Kader den KollegInnen 
so etwas wie „Klassenbewusst-
sein“ eingeimpft hätten, wie es 
kommunistische Gruppen in 
den 1970er Jahren versucht 
hätten. Vielmehr wurde die 
Streikbereitschaft evaluiert, d.h. 
im Vorfeld wurde diskutiert, es 
wurde abgefragt, wie weit zu 
gehen die Leute bereit wären. 
Das führte in der Urabstim-
mung zu einer über 90%igen 
Zustimmung zu dem Streik, ein 
Ergebnis, das die NGG positiv 
überraschte. Diese langfristige 

Vorbereitung führte auch dazu, 
das, wie oben beschrieben, die 
Streikenden die Organisation 
des Streiks in die eigene Hand 
nahmen, anstatt sie den Funkti-
onären der NGG zu überlassen. 
Sie fanden ihre eigenen Kampf- 
und Artikulations-formen: Die 
ersten Blockaden führten sie 
selber durch, unterließen dies 
aber aufgrund der rechtlich zu 
erwartenden Sanktionen (die im 
Zweifelsfalle den ganzen Streik 
für illegal erklärt hätten). Auch 
Pressearbeit, Tarifkommission 
u.ä. rekrutierten sich aus der 
Basis, nicht aus Funktionären 
– was zwei entscheidende Ef-
fekte hatte: Zum einen wurde 
die Basis auch dann informiert, 
wenn die Arbeitgeberseite sich 
Geheimhaltung wünschte, zum 
anderen wurden die Verhand-
lungen im Sinne dieser Basis 
geführt.
Letztendlich konnten die Ar-
beiter-Innen von Gate Gourmet 
dem Druck von oben nur so lan-
ge Stand halten, weil sie jeder-
zeit über alle Entscheidungen 
informiert waren und sich un-
tereinander austauschten. Wie 
überall gab es auch hier mehr 
und minder Engagierte. Die En-
gagierten haben sich aber nicht 
von der Basis abgekoppelt, 
sondern immer Rücksprache 
gehalten.

Die UnterstützerInnen

Nach etwa einem Monat Streik 
begann ein UnterstützerIn-
nenkreis aktiv zu werden. U.a. 
übernahm dieser die Blocka-
den, führte Öffentlichkeitsver-
anstaltungen durch (z.B. die 
Einladung von ArbeiterInnen 
von Gate Gourmet Heathrow) 
und reiste mit den Streikenden 
zu anderen Gate Gourmet-
Filialen, auf Demonstrationen 
(z.B. nach Berlin wegen der 
Bolkestein-Richtlinie) und zu 
anderen Streiks (z.B. AEG), was 
entsprechende Gegenbesuche 
zur Folge hatte, und protestierte 
vor Leiharbeitsfirmen in Krefeld 
und Duisburg, die Streikbrecher 
zur Verfügung stellten.
Das Wichtige, was daraus zu 
lernen ist: Die UnterstützerIn-
nen handelten immer als ver-
längerter Arm der Streikenden, 
sie führten nie eigenständig 
irgendwelche militanten Aktio-
nen durch, die nicht im Sinne 

der Streikenden gewesen 
wären. Solidarität mit Streiks 
ist nichts Neues, in der Ver-
gangenheit waren es aber oft 
selbsternannte Arbeiterparteien 
oder Gewerkschaf-ten, die ver-
suchten, einem Arbeitskampf 
ihren Stempel aufzudrücken. 
Das gilt z.B. für die Blockaden: 
Die Streikenden hätten diese 
liebend gerne selber durchge-
führt, hätten damit aber den 
ganzen Streik gefährdet. Die 
UnterstützerInnen gefährdeten 
zwar ihre eigene Unversehrtheit 
und Freiheit, aber zu keinem 
Zeitpunkt den Streik. Ein sol-
ches Konzept „umherschwei-
fender Streikposten“ könnte für 
zukünftige Streiks richtungs-
weisend sein.
Wesentlicher Aspekt war der 
Austausch mit den Streikenden. 
„Solidarität“ wurde hier nicht als 
etwas verstanden, was anderen 
geschenkt oder gar aufgezwun-
gen wird, sondern entstand aus 
Kommunikation.

Die UnterstützerInnen han-
delten auch nicht als „Revo-
lutionäre“, die die Wahrheit 
mit Löffeln gefressen haben. 
Die Einschätzung des NGG-
Funktionärs Axel Peters, daß 
die Unterstützung deswegen 
gelaufen ist, weil diese einen 
politischen antikapitalistischen 
Kampf witterten (was er, wie 
jeder Streik, natürlich war), ist 
falsch. Die UnterstützerInnen 
handelten in dem Bewußtsein, 
in ähnlichen Situationen zu 
stecken. Zwar waren es si-
cherlich Organisationen wie die 
DKP, wildcat, die FAU etc., die 
viel Arbeit in diese Solidarität 
steckten, aber auch kirchliche 
Gruppen, Altgewerkschaf-ter, 
die bereits ähnliche Streiks 
erlebt haben usw. Ob und das 
der Streik „antikapitalistisch“ 
war, war unwesentlicher als 
die Erkenntnis, daß ihr Kampf 
unser Kampf ist. Auch das war 
nur durch die direkte Kommu-
nikation möglich. Sicherlich 
sind viele erst einmal aus politi-
schem Interesse dazugestoßen, 
Syndika-listInnen, weil es ein 
mit außerordentlichen Mitteln 
geführter Arbeitskampf war, 
kommunistische Gruppen, weil 
der Kampf sich auch gegen die 
„Heuschrecke“ Texas Pacific 
Group und McKinsey richtete, 
antirassistische Gruppen, weil 
so viele „ArbeitsmigrantInnen“ 
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beteiligt waren (die Belegschaft 
von Gate Gourmet Düsseldorf 
bestand zu Beginn des Streiks 
zur Hälfte aus ArbeiterInnen 
aus anderen Ländern, davon 
die Hälfte aus der Türkei), fe-
ministische Gruppen, weil so 
viele Frauen beteiligt waren, 
Hartz IV-AktivistInnen, weil es 
auch hier um das neuerdings 
so populäre Thema „Prekari-
tät“ ging – deshalb mögen sie 
gekommen sein, deshalb sind 
sie aber nicht geblieben. Es 
ging zu keinem Zeitpunkt dar-
um, dem Streik eine Ideologie 
überzustülpen, sondern immer 
um die gemeinsame praktische 
Erfahrung.

Fazit

Der Streik bei Gate Gourmet 
ist in vielen Aspekten lehr-
reich, insbesondere für syn-
dikalistische Organisationen. 
Theoretisch lernen wir, wie 
sich der Kapitalismus vor der 
ArbeiterInnenmacht zu retten 
ver-sucht, indem er auf Inves-
titions-märkte ausweicht (die 
Texas Pacific Group hatte Gate 
Gourmet 2002 nur gekauft, um 
sie gewinnbringend weiter-
zuverkaufen) in der falschen 
Annahme, daß die Arbeit hier 
keine Rolle mehr spielen würde. 
Wir lernen, daß sich die Arbei-
terInnenmacht auf Dienst-leis-
tungs- und Transport-sektoren 
verschiebt (ein Flughafen kann 
nicht nach China verlegt wer-
den) und sich damit feminisiert 
und internationalisiert. Damit 
einher-gehend erfahren wir hier 
neue Methoden und Intensitä-
ten von Arbeitskämpfen, denen 
wir uns anpassen müssen, 
keineswegs nur in Streiksituati-
onen, sondern auch im alltägli-
chen Arbeitskampf.
In der Praxis lernen wir dreierlei: 
Erstens: In konkreten, verdich-
teten und institutionalisierten 
Arbeits-kämpfen kann man 
auf große Organisationen nicht 
verzichten, es kommt darauf 
an, wie wir mit ihnen umge-
hen. Zweitens: Im Arbeitsalltag 
kommt es nicht darauf an, 
die eigene Überzeugung an 
den Mann oder die Frau zu 
bringen, sondern aus der ge-
meinsamen Erfahrung heraus 
zu handeln und möglichst ge-
schlossen gegen den Arbeit-
geber aufzutreten. Das geht 

nur durch einen permanenten 
Erfahrungsaustausch. Marx 
oder Kropotkin lesen ist reine 
Kür, den Arbeitsalltag versteht 
man, indem man über ihn re-
det. Drittens: Solidarität „von 
außen“ entsteht nicht aus Mit-
leid mit einer Gruppe oder aus 
einer Ideologie, sondern aus 
der Erkenntnis gemeinsamer 
Probleme, die gemeinschaftlich 
einfacher zu bekämpfen sind. 
Unvermittelte Aktionen sind 
oftmals kontraproduktiv, das 
Verteilen der eigenen Ideologie 
in Form von Flugblättern oder 
Zeitschriften löst Gelächter aus. 
Solidarische Aktionen, die nicht 
mit den Betroffenen abgespro-
chen sind, machen diese zu 
reinen Objekten ohne eigenen 
Willen und sind oftmals kontra-
produktiv – sowohl für diejeni-
gen, mit denen sich solidarisiert 
wird wie auch für einen selber, 
weil man als „linker Spinner“ 
betrachtet wird.

Gerade die letzten beiden 
Aspekte sind für eine syndika-
listische Alltagspraxis relevant: 
Syndikalist-ische Organisatio-
nen sind in aller Regel eher klein 
und SyndikalistInnen in ihrem 
Berufsleben isoliert. Zweck des 
Syndikalismus ist aber nicht 
die dogmatische Überzeugung 
der KollegInnen, sondern die 
Selbstorganisation im Betrieb, 
in der Branche und im Arbeits-
leben. Dieser lässt sich durch 
einen Erfahrungsaustausch 
annähern.
Ortsgruppen syndikalistischer 
Organisationen sind entspre-
chend oftmals sehr heterogen, 
sie bestehen aus beruflich 

sehr verschieden orientierten 
Menschen, die keinen ge-
meinsamen beruflichen Alltag 
haben. Selbst wenn sich Syn-
dikate (Einzelgewerkschaften 
einer gemeinsamen Branche) 
gründen, so kann auch deren 
Arbeitsleben sehr verschieden 
aussehen. Verdichtete Arbeits-
kämpfe wie Streiks, seien sie 
nun vom DGB oder sonst wem 
organisiert, bieten einen kollek-
tiven Arbeitsauftrag. Es ist aber 
in diesen Situationen seltenst 
opportun, den KollegInnen den 
Syndikalismus als Alternative 
zum kooperatistischen DGB-
Gewerkschaftstum anzudienen, 
allein schon weil wir Streikgel-
der und Rechtsberatung nur 
sehr begrenzt anbieten können 
und ein Versicherungswesen 
gar nicht. Was wir aber anbieten 
können, sind Aktionsformen, zu 
denen der DGB nicht in der 
Lage ist, sei es aus finanziellen, 
juristischen oder personellen 
Gründen. Der DGB mag für die 
institutionalisierten Formen des 
Kampfes allein verantwortlich 
bleiben, die FAU und andere 
SyndikalistInnen für alles, was 
darüber hinausgeht – immer im 
Sinne der Betroffenen und im 
Austausch mit diesen.

In diesem Sinne hat die FAU 
Münster gehandelt, als sie 2001 
den Streik der BusfahrerInnen 
in Münster unterstützt hat und 
gemeinsam mit der Gruppe 
BASTA u.a. die Gruppe „Studie-
rende gegen die Privatisierung 
der Stadtwerke“ gründete, als 
sie 2004 die Montagsdemonst-
rationen der Arbeitslosen unter-
stützte unter der Prämisse, nur 

mitzutragen, was die Arbeitslo-
sen selber für sinnvoll hielten; 
und als sie im vergangenen 
Jahr den Streik der Angestellten 
des Uni-Klinikums unterstützte. 
In allen Beispielen ging es nicht 
darum, den Prinzipien einer Or-
ganisation gerecht zu werden, 
sondern gemeinsam für unsere 
Interessen einzutreten.

Die ArbeiterInnen von Gate 
Gourmet haben uns nicht zu-
letzt gezeigt, wie das sprich-
wörtliche Klassenbe-wusstsein 
entsteht. Flugblätter, Reden 
und Zeitungen, die mit dem 
Duktus des gelehrten Zeige-
fingers daherkommen, sind 
dafür nicht geeignet, sondern 
allein die ökonomische direkte 
Aktion, wie sie sich in einem 
Streik ausdrückt, aber auch in 
der Artikulation gemeinsamer 
ökonomischer Interessen. Das 
Buch zum Streik begeistert, 
weil die Heraus-geberInnen 
nicht analysieren, sondern ihre 
Situation beschreiben. Was sie 
verstanden haben, kann man 
nicht verstehen, indem man 
Marxens’ Kapital I – III durch-
liest. Es ist allein die Praxis im 
Alltag, die dem Wahnsinn des 
Alltags angemessen ist.
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Teil II: Was uns das Streikgeschehen sonst noch so lehrt ...

Der vorherige Text erscheint optimistisch, ist er aber nicht. Er versucht Möglichkeiten der Arbeiter- 
Innenmacht aufzuzeigen zu einem Zeitpunkt, an dem klar ist, daß diese sinkt. Das ist auch 
bemerkbar: Der Streik bei Gate Gourmet wurde nicht gewonnen. Positiv wirkte er im Bewußtsein, 
nicht in der Änderung der materiellen Umstände. Und umherschweifende Streikposten sind 
UnterstützerInnen, die nicht aus dem Betriebsleben kommen, oft nicht mal aus dem Arbeitsleben. 
Daß diese Unterstützung überhaupt notwendig ist, ist definitiv kein Zeichen für eine starke Macht 
der Arbeitenden. 

Die Position der Ge-
werkschaften – Krise 
des Unionismus

Der momentane Streik der An-
gestellten der DRK-Bluspende-
zentren in Hagen, Breitscheid 
und Münster ist ein Streik für 
den TvöD (Tarifvertrag im öf-
fentlichen Dienst), der gegenü-
ber dem BAT (Bundesangestell-
tentarif) deutliche Nachteile hat. 
Da sich aber der Arbeitgeber, 
der einen Tarifvertrag mit der 
christlichen Gewerkschaft 
DHV (Deutscher Handels- und 
Industrie-angestelltenverband 
im CGB = Christlicher Gewerk-
schafts-bund, der auch für 
den unsäglichen Tarifvertrag 
mit dem Arbeitgeber-verband 
Mittelständischer Personal-
dienstleister, d.h., mit den Zeit- 
und Leiharbeitsfirmen, verant-
wortlich ist), schon hier sperrt, 
erscheinen weitergehende For-
derungen unmöglich (der DRK-
Blutspende-dienst hatte zuvor 
gar keinen Tarifvertrag). Von 
„Forderungen“ kann oftmals 
kaum die Rede sein, vielmehr 
geht es in Streiks heutzutage 
oftmals darum, wenigstens ei-
nige Rechte zu behalten.
Arbeitskämpfe sind heute 
oftmals Rückzugskämpfe, sie 
sind die Verteidigung gegen 
einen umfassenden Angriff des 
Kapitals. Die Strategien dieser 
Verteidigung entstehen, wie im 
wirklichen Krieg, nicht auf dem 
Schlachtfeld und aus der Erfah-
rung der Kämpfenden, sondern 
am Schreibtisch der Strategen 
– in diesem Fall der DGB-Ge-
werkschaften. Oftmals sind sie 
daher nicht dem Arbeitsleben 
geschuldet, sondern planen die 
Politik mit ein. Es sind politische 

Gesinnungskämpfe und in den 
Streiks geht es nicht so sehr 
darum, den eigenen Kampf zu 
gewinnen als vielmehr um eine 
Sensibilisierung der Öffentlich-
keit und den politischen Status. 
Die Metaller-Streiks im Osten 
der BRD 2003 scheiterten 
an diesem Anspruch. Es war 
nicht so sehr die Schwäche 
der ArbeiterInnen als vielmehr 
die öffentliche Meinung, die 
sich gegen diesen Streik posi-
tionierte, die ihn zum Scheitern 
verurteilte.

Streiks, oder auch Arbeits-
kämpfe allgemein, sind, wenn 
sie durch den DGB institutiona-
lisiert worden sind, heutzutage 
Teil politischer Kampagnen. 
„Campaigning“ nennt sich das 
neudeutsch. Die Gewerkschaf-
ten suchen sich Bündnispartner 
in der sogenannten „Zivilgesell-
schaft“, z.B. bei Greenpeace, 
attac, amnesty international, 
und thematisieren Arbeitsbe-
dingungen bei LIDL oder Schle-
cker. Neben der Arbeits-situa-
tion sind es dann die Ökologie 
und die Menschenrechte, die 
einen gemeinsamen medialen 
Angriff auf einen Konzern oder 
eine Situation erlauben. Dieser 
ist dann aber ein Angriff auf die 
Köpfe, nicht auf die Produktion. 
Der Streik selber wird zu einem 
reinen Symbol.

Das ist aber auch nur konse-
quent, wenn wir uns die Situati-
on betrachten: Zum einen stößt 
die Kampfform des Streiks auf 
Ablehnung, dem DGB bleibt 
kaum etwas anderes als der 
Kampf um die Köpfe. Das hat 
zum einen mit der Verschie-
bung der Arbeitermacht zu 
tun, diese liegt nur noch selten 

in der Hand der Klientel des 
DGB, dem Industrieproletariat 
Deutschlands, sondern im sog. 
Dienstleistungsbereich – in dem 
aber oftmals nur Teilbereiche 
der alten Industrieproduktion 
aufgespalten worden sind – und 
international eben nicht mehr in 
Europa, sondern in Asien oder 
Lateinamerika, in den Welt-
marktfabriken. Zweitens ist sie 
aber durch das Investitionsge-
schäft geschwächt – es geht 
dem Kapitalismus oftmals nicht 
um die Produktion, sondern 
nur noch um den gewinnbrin-
genden Verkauf eines Produk-
tionszweigs. Das ist aber eine 
regionale Beobachtung, denn 
ohne Produktion gibt es auch 
nichts zu investieren.
Zum anderen ist der DGB aber 
auch selber Schuld an der Mi-
sere, denn er besteht auf sei-
nem in 50 Jahren rheinischem 
Kapitalismus erworbenen und 
gefestigten Status als seriöser 
Kooperationspartner. Histo-

risch liegt der Fehler des DGB 
darin, gesetzliche Grenzen des 
Streiks anzuerkennen: In der 
BRD ist der Politische Streik, 
der Solidaritätsstreik, der Wilde 
Streik und der Generalstreik 
verboten. Der Arbeitskampf 
läuft nach strengen Regeln ab 
und diese Regeln macht der 
Gegner. Und er verändert sie 
nach seinem Belieben. Die 
Spielregeln sind nicht gerecht, 
der einzige Grund, sich daran 
zu halten, ist die Herrschaft des 
ökonomischen Gegners.
Das Kooperationssystem wur-
de zwar mit dem Aufkommen 
der ökonomischen Krise, die 
wir oft „Neoliberalismus“ nen-
nen, einseitig aufgekündigt, ist 
aber immer noch in Gesetzen 
und Köpfen manifestiert. Ge-
setzlosigkeit, Streik über die 
Grenzen des Erlaubten hinaus, 
ist mit dem DGB nicht möglich. 
Und das ist eigentlich nicht so 
neu: Erfolgreiche Arbeitskämp-
fe waren immer mit einer Eman-

„Jetzt nicht übermütig werden, mein Kleiner.“

Gewerkschaft ohne Zukunft?
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zipation vom DGB verbunden.

In Kürze: Das Kapital hat den 
DGB gebraucht, jetzt braucht 
es ihn nicht mehr. Der DGB 
sieht seine Felle wegschwim-
men und versucht die Scherben 
aufzusammeln und den Schein 
der alten Macht des Gewerk-
schaftsbundes aufrechtzuer-
halten. Diese ist aber keine Ar-
beitermacht mehr, sondern eine 
politische Macht. Und auch 
die soll dem DGB genommen 
werden.

Unter anderem juristisch: Bis-
her hatten wir in der BRD das 
System einer Einheitsgewerk-
schaft: „Ein Betrieb – eine Ge-
werkschaft!“ lautete die Parole. 
Amüsanterweise ist dieses Ge-
werkschaftssystem in der BRD 
entstanden, weil es die Alliierten 
so wollten, um den Sozialisten 
nicht allzu viel Macht zu ge-
ben. In Italien haben dieselben 
Alliierten gegen ein Einheitsge-
werkschaften interveniert, da 
die Kommunisten zu mächtig 
gewesen wären und spalteten 
die Gewerkschaften nach poli-
tischen Richtungen.
Dieses System weicht jetzt auf. 
Die Gerichte erkennen kleine 
Gewerk-schaften, etwa den 
CGB oder Comba, vermehrt 
an.

Für eine kleine Gewerkschaft 
wie die FAU klingt das erst mal 
gut, denn wenn der DGB nicht 
mehr die einzige anerkannte 
Gewerkschaft ist, steigert das 
die Chancen der FAU, als sol-
che wahrgenommen zu werden. 
Auf den zweiten Blick ist das 
natürlich ausgemachter Unsinn, 
denn Staat und Kapital werden 
den Teufel tun, eine radikalere 
Gewerkschaft anzuerkennen, 
deren Forderungen über die 
abgelehnten Forderungen des 
DGB hinausgehen und die sich 
darüber hinaus sowieso wei-
gert, Tarifverträge und Friedens-
pflicht anzuerkennen. Die Krise 
des DGB ist auch eine Krise der 
FAU und beide resultieren aus 
einer Krise (oder Verlagerung) 
der Arbeitermacht – zumindest 
so lange, bis keine anderen 
Wege der Gewerkschaftsarbeit 
beschritten werden. Diese Krise 
ist eine Krise des Unionismus. 
Denn bei aller Kritik am DGB 
ist dies ein gemeinsames Ziel: 
Die Arbeitermacht in einer 

Organisation zu bündeln, die 
die Macht hat, das Kapital zu 
schlagen. Der Unterschied be-
steht nur darin, inwieweit die 
verschiedenen Gewerkschaften 
das Kapital überhaupt schlagen 
wollen.

Das „Organizing“ und „Cam-
paigning“ führt nur bedingt aus 
der Sackgasse. Ersteres ver-
lässt sich auf eine Avantgarde 
der ArbeiterInnen. Die Strategie 
haben die Gewerkschaften aus 
den USA, und hier von der 
IWW (Industrial Workers of the 
World), übernommen. Wie die 
FAU so ist auch die IWW sehr 
klein, und diesen Gewerkschaf-
ten blieb nie eine andere Mög-
lichkeit als ein solches Organi-
zing, das sich (und das ist ein 
Problem des Syndikalismus) an 
KollegInnen mit ähnlicher Ge-
sinnung richtet. Das „Campaig-
ning“ setzt, darin sehr modern, 
auf eine „Zivilgesellschaft“ und 
verlässt die gewerkschaftliche 
Basis, die Arbeitermacht...

Die Gegner – Fluchtbe-
wegungen des Kapita-
lismus

Der Grund der tendenziellen 
Verunmöglichung des Erfolgs 
von Streiks, die Krise einer 
Arbeitermacht, ist die Krise 
des Kapitalismus. Daß es über-
haupt eine Arbeitermacht gibt, 
liegt an der Struktur des Kapi-
talismus, denn dieser ist ohne 
Arbeit nicht denkbar (darum 
jaulen auch alle immer, wenn 
die Arbeit verweigert wird und 
„Faulheit“ erscheint als Provo-
kation). Das gilt für den lokalen 
„Dienstleister“ von nebenan wie 
für den globalen Finanzinvestor 
(auch wenn sich beide dessen 
nicht bewusst sein müssen). 
Kapitalismus als wirtschaftli-
ches System kann nur exis-
tieren, wenn Werte angehäuft 
werden. Leider gibt es diese in 
der Natur nicht unendlich und 
so muß an die letzten Ressour-
cen ran oder es wird Unsinn 
produziert: Handyklingeltöne, 
Comedy- und Musiksender, 
SMS-Chats. Es gibt „virtuelle“ 
Welten zu erschließen – das 
funktioniert aber nur so lange, 
wie die Konsumenten sich das 
noch leisten können. Wir erle-
ben also die Flucht des Kapitals 
in die Kultur.

Zweitens gibt es da noch 
Grundbedürfnisse, die sich 
ökonomisieren ließen: Wasser, 
Luft, die ganze Daseinsvorsor-
ge. In diesem Sinne werden 
etwa Stadtwerke privatisiert. 
Das Perfide daran ist gerade die 
momentane Situation: Der Staat 
sieht den besten Garanten für 
die Daseinsvorsorge im Privat-
eigentum, kümmert sich aber 
dennoch darum. D.h., etwa im 
konkreten Fall der Blutspende-
zentren: Die gemeinnützigen 
Vereine gebärden sich kapita-
listisch (obwohl sie ökonomisch 
nichts davon haben, denn sie 
dürfen gar keinen Gewinn ma-
chen), gestreikt werden darf 
aber nicht, denn das würde die 
Grundversorgung gefährden.
D.h., die zunehmende Privati-
sierung der Daseinsvorsorge 
bereitet den Gewerkschaften 
ein zunehmendes Problem: Die 
Arbeit findet in Sektoren statt, 
in denen die Produktion für 
das Überleben der Gesellschaft 
unumgänglich ist. Zu diesem 
Zweck hatte der Staat mal 
den Beamtenstatus geschaf-
fen: Beamte dürfen deswegen 
nicht streiken, weil sie sich dem 
Gemeinwohl verpflichtet haben 
(und zweitens, weil sie auch ei-
nen Eid auf den Staat geleistet 
haben – ein Streik wäre illoyal, 
und diese Illoyalität, die dem 
Arbeitnehmer grundsätzlich 
erlaubt ist, ist dem Beamten 
nicht erlaubt). Es ist also von 
Staates Seite nur konsequent, 
Streiks im Bereich der Grund-
versorgung zu verbieten. Hier 
wird aber mit zweierlei Maß ge-
messen: Auf der einen Seite ist 
es modern zu glauben, Privat-
unter-nehmen könnten die Da-
seins-vorsorge mit Mitteln des 
Marktes gewährleisten. Streik, 
der auch nur ein Mittel dieses 
Marktes ist, dagegen wird nach 
wie vor staatlich kontrolliert. 
Der Staat verzichtet also auf 
seine soziale Funktion, übt aber 
weiterhin Zwang aus auf jene, 
die ihn erfüllen. Hartz IV funktio-
niert sehr ähnlich: Reduzierung 
des Sozialen, Verstärkung des 
Zwangs.

Zum dritten gibt es noch etwas, 
aus dem sich das letzte Quent-
chen Gewinn herauspressen 
lässt: Eben die Arbeit. Die Stur-
heit von Arbeitgebern, sich auf 
gewerkschaftliche Forderungen 
einzulassen, ist meist gar nicht 

diese oder jene Lohnerhöhung. 
Auch hier ist der DRK-Blutspen-
dedienst ein gutes Beispiel: Eine 
Lohnerhöhung würde, auch 
wenn die Geschäftsführung des 
Blutspende-dienstes etwas an-
deres behauptet, auf den Preis 
der Konserven umgelegt, ist 
also gar nicht das Problem des 
Arbeitgebers. Das lässt sich 
verallgemeinern: Das Gejaule 
von Arbeitgeberseite über zu 
hohe „Lohnnebenkosten“ ist 
ganz allgemein sehr ähnlich 
gestrickt, denn diese Lohnne-
benkosten (Versicherung, Steu-
ern etc.) sind nichts anderes als 
ein Bestandteil des sowieso 
verhandelten Lohns, der in jede 
Einstellung und Entlassung 
bereits einkalkuliert ist. Die Kür-
zung dieser Lohnnebenkosten 
sind nichts anderes als reale 
Lohnsenkungen. Diese sind ein 
Weg, Gewinn zu machen, man 
spart an den Kosten.

Der andere und momentan 
intensivere Weg ist die Ver-
dichtung der Arbeitszeit. Das 
heißt keineswegs einfach 
nur mehr Arbeitszeit für den 
gleichen Lohn, das bedeutet 
insbesondere auch flexiblere 
Einsatzzeiten, kürzere Fristen 
für Überstunden oder Zusatz-
schichten, die Neuorganisa-
tion der einzelnen Schritte im 
Produktionsprozeß. Letzteres 
spüren die ArbeitnehmerInnen 
im Alltag am Intensivsten, denn 
es bedeutet den Verzicht auf 
Toilettengang, Zigarettenpause 
und das Pläuschchen am Ar-
beitsplatz. Der Widerstand ge-
gen diese Arbeitsver-dichtung 
ist kaum messbar, denn er fin-
det oft individuell und heimlich 
statt, in Krankfeiern, Bummeln, 
kleinster Sabotage.

Während die tarifpolitischen 
großen Streiks heutzutage 
oftmals nicht mehr als ein 
(bescheidener) Medienrummel 
sind, die aufgrund der gesun-
kenen Arbeitermacht, aber 
auch aufgrund rigider Regeln 
und Gesetze, kaum noch eine 
Auswirkung haben, finden sich 
hier die Reste der Arbeiter-
macht. Durch die Vereinzelung 
– ebenfalls einer Strategie im 
Klassenkampf von oben – wird 
sie aber als solche nicht wahr-
genommen.
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Die UnterstützerInnen: 
Militante Aktionen für 
zahnlose Reformen

Seit den 70er Jahren bekam 
kaum ein Streik dermaßen viel 
aktive Unterstützung von außen 
wie der Streik bei Gate Gour-
met 2005/2006 in Düsseldorf. 
Dieser erschien aber auch bitter 
nötig: Blockaden und andere 
Aktionen (so wurden etwa bei 
Gate Gourmet Frankfurt a.M., 
deren Belegschaft zu Beginn 
des Streiks als Streikbrecher 
eingesetzt wurden, eines 
nachts den LKWs die Luft aus 
den Reifen gelassen) können 
die Streikenden nicht selber 
vornehmen. Die Gründe hierfür 
finden wir zum einen ebenfalls 
im Schwinden der Arbeiter-
macht und zum zweiten in der 
institutionellen Widerspiegelung 
dieses Schwindens.
Zum ersten: Militante Aktionen 
von Arbeitnehmern sind nicht 
mehr so selbstverständlich, wie 
sie es mal waren, auch des-
halb, weil schon ein harmloser 
Streik in der Öffentlichkeit als 
„Frechheit“ wahrgenommen 
wird. Die etablierten Gewerk-
schaften müssen Angst davor 
haben, daß ihnen und ihren 
Forderungen noch mehr die 
Felle wegschwimmen, als es 
sowieso schon der Fall ist, die 
Akzeptanz ihrer Anliegen also 
durch negative Berichterstat-
tung davon-schwimmen. Viele 
vormals „normale“ Aktions-
formen sind aber auch nicht 
mehr durchführbar, weil die 
gesellschaftliche Arbeitsteilung 
(viele kleine Dienstleister statt 
einem großen Arbeitgeber) ver-
schärft worden ist. Streikt nur 
einer dieser Dienstleister ist die 
ökonomische Aktion gegenüber 

dem damit eng verbundenen 
anderen Dienstleister plötzlich 
nicht mehr möglich, da es sich 
offiziell um einen anderen Be-
trieb handelt. Und Solidaritäts-
streiks sind in der BRD immer 
noch verboten.
Zum zweiten: In der Recht-
sprechung spiegelt sich diese 
Situation wieder. Arbeits- und 
Verwaltungsgerichte tendieren 
dazu, der Gesetzgebung fol-
gend, schneller wirtschaftliche 
Aktionen innerhalb eines Streiks 
als illegal zu verurteilen. Auch 
diese Erfahrung machten die 
Arbeitenden bei Gate Gourmet 
und den DRK-Blutspendezent-
ren übereinstimmend.

Während also die Möglichkeiten 
zu Aktionen durch die strukturell 
und institutionell geschwächte 
Arbeiter-macht tendenziell ab-
nimmt, steigt gleichzeitig der 
Zorn der ArbeitnehmerInnen 
über die eigene Ohnmacht 
einerseits und die zugespitzte 
Situation andererseits. Auch 
militante Solidarität wird daher 
oftmals begrüßt.

Dabei sind die Forderungen in 
heutigen Streiks oftmals alles 
andere als frech oder über-
trieben: Belegschaften und 
Gewerkschaften gehen aus 
genannten Gründen oftmals 
bereits mit sehr vorsichtigen 
Forderungen in einen Streik 
hinein und die Streikenden 
wollen nichts anderes als die-
se Forderungen erfüllt sehen, 
geben sich gerne auch mit 
Kompromissen zufrieden: Viele 
aus der Belegschaft von Gate 
Gourmet haben das Ergebnis 
der Tarifverhandlungen als 
Verschlech-terung betrachtet 
(Senkung der Einstiegslöhne 
auf 85 Prozent, Einführung der 

40-Stunden-Woche für alle, 
Senkung von Zuschlägen), die 
jedoch ohne den Streik noch 
ärger gewesen wäre. Als sich 
am 18. Januar 2007 ver.di und 
der DRK auf einen durch den 
Landesschlichter vorgeschla-
genen Kompromiß einigten, 
war der neue Tarifvertrag zwar 
ein besserer als der der DHV, 
aber eben nur ein Haustarifver-
trag. (Zum Zeitpunkt als dieser 
Artikel entsteht, fehlt noch die 
Zustimmung der DRK-Auf-
sichtsgremien und durch eine 
Urabstimmung der Streikenden 
– der Streik ist aber ausgesetzt.) 
Für ein solches Ergebnis wäre 
es aber den Streikenden recht 
gewesen, wenn Solidaritätsbe-
suche das tun, was sie selber 
nicht tun wollten: Die Blockade 
von Blutspendetransporten 
(die ein juristisches Nachspiel 
gehabt hätte, weil die Grund-
versorgung nicht gewährleistet 
werden könnte).

Die mit den Streiks Solidari-
schen sind der Arbeitswelt oft 
relativ fern, es sind oftmals 
Arbeitslose oder Studierende, 
schlichtweg aufgrund der Zeit, 
die sie haben. Oftmals sind es 
politisch Engagierte, die Erfah-
rung haben mit dem Umgang 
mit Polizei, Ordnungskräften 
und staatlicher Repression. Es 
ist durchaus nicht nur sinnig, 
sondern sogar notwendig, die-
ses KnowHow einzubringen. 
Den UnterstützerInnen muß 
dabei aber bewusst sein, daß 
sie oftmals ihren Kopf herhalten 
für Rückzugskämpfe, die ihren 
Idealen recht fern sind – das 
ist aber immer noch besser, 
als einen allgemeinen Arbeits-
kampf gegen den Kapitalismus 
wittern zu wollen, der in einer 
Revolution münden würde. Zu 
dem Bewusstsein darüber, daß 
man in einer anderen Situation 
steckt und nicht als Stellvertre-
terIn handelt gehört eine Refle-
xion der eigenen Rolle in diesen 
Konflikten.

Fazit

Es ergibt sich also ein Gesamt-
bild: Das marktwirtschaftliche 
System befindet sich, und 
dies seit den 70er Jahren, in 
einer Krise, auf die es mit ver-
schiedenen Methoden reagiert. 

Dies sind die beschriebenen 
Fluchtbewegungen wie die Ein-
schränkung der Arbeitermacht. 
Die Krise hat Auswirkungen auf 
die Organisationen der Arbei-
tenden und auf diese selber, 
die sich auf mehrere Weise 
auswirken. Die geschwundene 
Arbeitermacht führt einerseits 
zu einer erhöhten Kompromiss-
bereitschaft und Akzeptanz 
der Fluchtbewegung und des 
damit verbundenen Angriffs auf 
den Lebensstandart und die 
Menschen-würde, andererseits 
zu einer Wut über die eigene 
Ohnmacht. Dies wiederum 
intendiert den Versuch neuer 
Strategien im Klassenkampf 
(denn nichts anderes ist das 
alles), auf der einen Seite ver-
gleichsweise harmlose Forde-
rungen, auf der anderen Seite 
die Integration anderer „Mäch-
te“, der Öffentlichkeit oder der 
berühmten „Zivilgesellschaft“ 
im Sinne von Nichtregierungs-
organisationen (NGOs) wie 
Greenpeace, attac, amnesty 
international („campaigning“). 
Das „organizing“ parallel dazu 
ist eine individuelle Suche nach 
den Resten der Arbeitermacht. 
In diesen Kontext wird auch 
die Rolle von als „linksradikal“ 
begriffenen Unter-stützerInnen 
neu definiert, die Aufgrund 
der Radikalität oftmals nicht 
ins campaigning einbezogen 
werden, aufgrund ihres Status 
als meist Nicht-Arbeitende 
nicht die Angesprochenen des 
organizing sind und sich aber, 
im Gegensatz zu den meisten 
NGOs, die ihre eigenen Inter-
essen verfolgen, als Bestandteil 
der Arbeitswelt und des Klas-
senkampfes betrachten und 
ihre Solidarität nicht aus einem 
eigenen Interesse bekunden, 
sondern aus Interesse an der 
Sache.
Diese Solidarität ist ein Draht-
seilakt zwischen der Kritik 
an einem Reformismus, den 
legitimen Interessen der Arbei-
tenden, den eigenen Idealen 
und den eigenen Formen des 
sozialen Engagements im Un-
terschied zu den ritualisierten 
Formen der großen Gewerk-
schaften. Auf diesem Drahtseil 
entscheidet sich nicht nur die 
Zukunft der Gewerkschaften, 
sondern die Zukunft des Klas-
senkampfes.

Termine
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„Die Idee ist gut, doch die Welt noch nicht bereit ...“
... oder doch? Eine kleine, virtuelle Weiltreise sollte uns eines besseren Be-
lehren. Widerstand gegen das kapitalistische Regime findet augenschein-
lich weltweit statt. Die FAU präsentiert Beispiele, die Hoffnung machen.
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Krimileseabend: Das Syndikat schlägt zurück
Café Libertaire mit Keksen von Sjöwall/Wahlöö, Taibo/Sub Marcos u.a.
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Bildung im Neoliberalismus
Einem kurzen Vortrag über die ökonomisierung des Bildungswesens soll 
eine Diskussion folgen, wie mensch es besser machen könnte.


